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Antrag 

der Abgeordneten Achim Großmann, Angelika Mertens, Norbert Formanski, Iris 
Gleicke, Gabriele Iwersen, Jann-Peter Janssen, Helga Kühn-Mengel, Dr. Christine 
Lucyga, Dieter Maaß (Herne), Günter Oesinghaus, Albrecht Papenroth, Otto 
Reschke, Siegfried Scheffier, Walter Schüler, Volkmar Schultz (Köln), Wieland 
Sorge, Wolfgang Spanier, Dr. Peter Struck, Woifgang Thierse, Wolfgang 
Weiermann, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Verena Wohlleben, Rudolf Scharping und 
der Fraktion der SPD 


Grundzüge für ein Gesetzbuch des sozialen Wohnens 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Wohnen ist ein menschhches Grundbedürfnis und Voraussetzung 
für die Wahrnehmung elementarer und durch das Grundgesetz ga- 
rantierter Freiheitsrechte. Wohnraum ist somit ein schützenswer- 
tes soziales Gut. 

Wohnungspolitik ist und bleibt eine Querschnittsaufgabe. Sie muß 
sowohl der demographischen Entwicklung und der Zuwanderung, 
der Individualisierung und Pluralisierung der Lebensformen, den 
Veränderungen der durch die Globalisierung hervorgerufenen 
ökonomischen und sozialen Bedingungen Rechnung tragen als 
auch die Zukunft der europäischen Stadtkultur sichern und nach 
dem Prinzip einer nachhaltigen Stadtentwicklung handeln. 

Bei der Umsetzung einer zukunftsfähigen Wohnungspolitik wird 
der soziale Wohnungsbau neben dem selbstgenutzten Eigentum 
und dem freifinanzierten Wohnungsbau eine gewichtige Rolle 
spielen. Dabei wird es regionale Unterschiede geben, die regio- 
nale Gestaltungsspielräume erfordern. 

Alle drei Bereiche des Wohnungsbaus erfüllen wichtige Funktio- 
nen bei der Versorgung mit Wohnraum. Eine verantwortungsbe- 
wußte Wohnungspolitik muß aus den Fehlern der Vergangenheit 
lernen, sich den Problemen der Gegenwart und gleichzeitig den 
Herausforderungen der Zukunft stellen. 

Die SPD hat Reformen im Wohnungsbau mit durchgesetzt und im- 
mer wieder konkrete Vorschläge unterbreitet. Die Forderungen 
der SPD zum Wohneigentum wurden mit der Novellierung der Ei- 
gentumsförderung durch die Umstellung der steuerlichen Förde- 
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rung auf eine Zulage Anfang 1996 weitgehend umgesetzt, auch 
wenn die Förderung im urbanen, verdichteten Raum noch ver- 
bessert werden muß. 

Im Zusammenhang mit der Steuerreform-Debatte ist die Frage der 
zukünftigen steuerlichen Förderung in den vergangenen Wochen 
intensiv diskutiert worden. Vorschläge zu einer Neugestaltung, die 
mit Kostenobergrenzen auch für den freifinanzierten Mietwoh- 
nungsbau kostensparendes Bauen fördern soll, liegen dem Deut- 
schen Bundestag in einem Antrag der Fraktion der SPD (Druck- 
sache 13/3918) vor und sollten Eingang in die Steuerdiskussion 
finden. 

Die Bundesregierung hat in ihren Koalitionsvereinbarungen im 
Herbst 1994 angekündigt, die dritte Säule der Wohnungspolitik, 
den sozialen Wohnungsbau, in dieser Legislaturperiode zu refor- 
mieren. Die bisherigen Diskussionsentwürfe lassen befürchten, 
daß es der Bundesregierung weniger um eine Reform, als vielmehr 
um die Abschaffung des sozialen Wohnungsbaus geht. Die Über- 
legungen des Bundes zielen auf die Aufhebung der Marktspaltung 
zwischen den Mieten im freifinanzierten und im sozialen Woh- 
nungsbau, ohne daß ersichtlich ist, auf welche Weise die daraus 
resultierende Mehrbelastung für die Mieter in öffentlich geförder- 
ten Wohnungen ausgeglichen werden soll. 

Der Deutsche Bundestag kritisiert alle Überlegungen, die eine 
wirkliche Reform dadurch verhindern, daß nur die Kosten und La- 
sten vom Bund auf die Mieter, die Länder und die Kommunen ver- 
schoben werden und der Bund sich damit weitgehend aus der Ob- 
jekt- und Subjektförderung zurückzieht. Der Deutsche Bundestag 
weist entsprechende Pläne zurück. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung statt 
dessen auf, 

ein „Gesetzbuch des sozialen Wohnens" mit folgenden Grundzü- 
gen vorzulegen: 


1. Grundsätze eines „Gesetzbuch des sozialen Wohnens“ 

Ziel verantwortlicher Wohnungspolitik muß es sein, die Rahmen- 
bedingungen dafür zu schaffen, daß alle Menschen in sicheren und 
bezahlbaren Wohnungen leben können. Während ein Teil der Be- 
völkerung seine Wohnverhältnisse im Eigentum oder Mietwoh- 
nungsbau durch Einkommen oder Erbschaft weiter verbessern 
kann und auf staatliche Hilfe nicht angewiesen ist, besteht für den 
anderen Teil der Bevölkerung diese Möglichkeit nicht, weil die Ko- 
sten des Wohnens die finanzielle Leistungskraft übersteigt. Daher 
sind flankierende Maßnahmen staatlicher Förderung nach indivi- 
duellen Bedürfnissen sicherzustellen. Hierzu sind flexible Instru- 
mente und eine Weiterentwicklung der direkten und indirekten 
sowie der Subjekt- und Objektförderung erforderlich, wie sie un- 
ten ausgeführt werden. 
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Selbstgenutztes Eigentum kann einen wertvollen Beitrag zur Al- 
tersversorgung und Stabilisierung von Wohngebieten leisten. Brei- 
ten Schichten der Bevölkerung soll die öffentliche Hand daher wei- 
ter helfen, zu tragbaren Belastungen Wohneigentum zu erwerben. 
Die Verstärkung des Wohneigentums muß ökologischen Anforde- 
rungen Rechnung tragen und darf nicht zur Vertreibung von Mie- 
terinnen und Mietern führen. 

Das „Gesetzbuch des sozialen Wohnens" muß mit unterschiedli- 
chen Instrumenten sicher stellen, daß in den bestehenden und neu 
zu errichtenden Wohnquartieren sozial gemischte Belegungs- 
strukturen gewährleistet werden können. Im Bestand und im Neu- 
bau muß der Entstehung von sozialen Brennpunkten entgegen- 
gewirkt werden. 

Eine wesentliche Aufgabe des öffentlich geförderten Wohnungs- 
baus bleibt die Versorgung von Haushalten, die sich aus eigener 
Kraft nicht am Markt versorgen können und die Schaffung und 
Förderung von neuen Wohnformen auch im Bestand (Jugend- 
wohnungen, Wohngemeinschaften, Formen des Mehrgeneratio- 
nenwohnens, Wohnen im Alter). 

Der Wohnungsmarkt ist nicht einheitlich, sondern besteht aus ei- 
ner Vielzahl regional, qualitativ, preislich und sozial differenzier- 
ter Teilmärkte. Deshalb müssen in unterschiedlichen Teilregionen 
unterschiedliche Kriterien für den Zugang zu öffentlich geförder- 
tem Wohnraum möglich sein. 


2. Basis für Reformen 

2.1 Wohngeld 

Unverzichtbares Instrument sozialer Wohnungspolitik ist eine 
wirksame und verläßliche Wohngeldregelung. Das Wohngeld wird 
seiner Aufgabe, angemessenes und familiengerechtes Wohnen 
wirtschaftlich zu sichern, seit Jahren nicht gerecht. Hierzu bedarf 
es einer Anpassung des geltenden Wohngeldrechts an die Ent- 
wicklung der Mieten und der Einkommen. Im einzelnen muß ein 
reformiertes Wohngeld folgenden Forderungen entsprechen: 

- Die Wohngeldtabellen sind umgehend so anzupassen, daß die 
mit dem Wohngeldgesetz angestrebten Ziele auch erreicht 
werden. Dabei ist besonderes Augenmerk auf solche Haushalte 
zu lenken, die besonders hohe Mietbelastungsquoten zu tra- 
gen haben. Nur bei kontinuierlicher Anpassung an die Woh- 
nungsmarktentwicklung kann das Wohngeldsystem seine not- 
wendige Entlastungsfunktion entfalten. 

- Die Einkommensgrenzen des Wohngeldgesetzes und die Miet- 
höchstbeträge sind vor dem Hintergrund der Mietenentwick- 
lung der vergangenen Jahre und unter besonderer Berück- 
sichtigung kleinerer Haushalte anzuheben. 

- Durch Harmonisierung der Einkommensbegriffe in allen woh- 
nungspolitisch relevanten Gesetzen und Vereinfachung bei 
Beantragung und Auszahlung des Wohngeldes ist die Verwal- 
tungseffizienz zu verbessern. 
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- In den neuen Ländern muß sichergestellt werden, daß die Ein- 
führung des Vergleichsmietensystems durch eine voll funkti- 
onsfähige Individualförderung begleitet wird. 

- Die Anpassung des Tabellenwohngeldes kann nicht durch Um- 
schichtungen zu Lasten des pauschalierten Wohngeldes fi- 
nanziert werden. Eine solche Umschichtung hätte nicht trag- 
bare zusätzliche Belastungen für die Kommunen und die 
Länder zur Folge. 

Eine entsprechende Novellierung des Wohngeldgesetzes ist Vor- 
aussetzung für alle weiteren Überlegungen zur Reform des sozia- 
len Wohnungsbaus. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes- 
regierung auf, von allen Überlegungen Abstand zu nehmen, eine 
Reform des sozialen Wohnungsbaus ohne die seit Jahren überfäl- 
lige gesamtdeutsche Wohngeldreform in das Gesetzgebungsver- 
fahren einzubringen. 


2.2. Finanzierungssicherheit 

Die Finanzierung der Wohnungsbauförderung ist durch den star- 
ken Rückgang der Bundesförderung in eine starke Schieflage ge- 
raten. Eine effektive Wohnungsbauförderung ist jedoch nur mög- 
lich, wenn eine stetige und angemessene Finanzierung seitens des 
Bundes und der Länder gewährleistet wird und die Gemeinden fi- 
nanziell entsprechend unterstützt werden. Der bisherige gesetz- 
lich vorgeschriebene Mindestrahmen für die Bundesfinanzhilfen 
ist deutlich zu erhöhen. Um den Bund dauerhaft an der Finanzie- 
rung des Wohnungsbaus zu beteiligen, ist zu prüfen, ob die Woh- 
nungsbauförderung in Zukunft als Gemeinschaftsaufgabe nach 
Artikel 91 b des Grundgesetzes definiert werden soll. Eine Ver- 
mögensbindung ist dadurch sicherzustellen, daß die Rückflüsse 
der Darlehen, die für den Wohnungsbau verausgabt werden, wie- 
der in den Wohnungsbau fließen. 


3. Flexibles Fördersystem 

Zur Erreichung der unter Nummer 1 genannten Ziele wird das jet- 
zige Fördersystem folgendermaßen weiterentwickelt: 

a) Neubau 

Die Förderung des Neubaus ist auch weiterhin unverzichtbar. Nur 
so kann der durch die gesellschaftliche Realität bedingte hohe Be- 
darf an preiswertem Wohnraum befriedigt werden. Der Mittelein- 
satz soll weiter optimiert werden. 

- Mängel der bisherigen Neubauförderung (z. T. hohe Kosten, 
Besetzung des Marktsegments des freifinanzierten Woh- 
nungsbaus, Erstellung hochpreisiger Wohnungsangebote für 
Nachfrager mit niedrigem Einkommen) werden durch eine 
Umstrukturierung beseitigt. Neubauförderung muß so flexibel 
gestaltet werden, daß die Verhandlungspartner (Kommunen, 
Investoren) nach kostengünstigeren Lösungen suchen. Dabei 
sind alle Chancen des kostensparenden Bauens konsequent zu 
nutzen (Kostenobergrenzen, Subventionswettbewerb u. v. m.). 
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- Die vertraglich vereinbarte Förderung erhält durch öffentlich- 
rechtliche Kontrollmöglichkeiten und die Möglichkeit der Er- 
hebung eines Mietenausgleichs einen öffentlich-rechtlichen 
Status; die Kommunen erhalten unter Aufsicht der Länder die 
Möglichkeit, dieses Instrument je nach ihren spezifischen Woh- 
nungsproblemen auszugestalten. Eine Prüfung des Fördermit- 
teleinsatzes und der Mietgestaltung erfolgt beispielsweise 
durch ein entsprechendes Testat eines Wirtschaftsprüfers oder 
durch die zuständige Stelle des Landes. 

- Die bisherigen Förderinstrumente sollen weiterhin anwendbar 
sein und effizienter gestaltet werden. 

b) Bestand 

Die Bestandsförderung erhält einen besonderen Stellenwert. Jede 
öffentliche Förderung muß mit einer adäquaten sozialen Gegen- 
leistung verbunden sein. Ziel muß es sein, den vorhandenen Be- 
stand an Sozialwohnungen effektiver zu nutzen. Die bereits heu- 
te in den Bundesländern praktizierten Fördermöglichkeiten sollen 
einbezogen und länderübergreifend als förderfähige Tatbestände 
ausgewiesen werden. Hierzu gehören beispielsweise: 

- Formen der indirekten Belegung (Öffentlich geförderte Neu- 
bauwohnungen müssen nicht notwendig für eine Fallgruppe 
im Rahmen des bisherigen ersten oder zweiten Förderweges 
erstellt werden, wenn für diese Gruppen als Gegenleistung zur 
Förderung im Bestand Wohnraum geschaffen wird; Beispiel: 
Kombimodelle.) 

- Ankauf von Belegungsbindungen 

- Tausch von Belegungsbindungen 

- Wohnungstauschprogramme/Umzugsmanagement 

- Paketlösungsmodelle: Einem Investor werden beispielsweise 
15 Haushalte zur Unterbringung zugewiesen. Wo und wie die- 
se untergebracht werden, organisiert der Investor. 

- Wohnumfeldmaßnahmen 

- Modernisierungsförderung 

- Formen der sozialen Mieterbetreuung, wenn damit die sozia- 
le Erosion der Wohnungsbestände verhindert werden kann. 

Die Förderungsmöglichkeiten werden mit diesen Maßnahmen im 
Neubau und im Bestand ausgeweitet. Die Bestandsförderung wird 
z. T. bereits von den Ländern praktiziert, doch können Bundes- 
mittel derzeit nur eingeschränkt dafür verwendet werden. Eine 
Optimierung der Einsatzmöglichkeiten der Fördermittel des Bun- 
des ist daher erforderlich. Den unterschiedlichen Wohnungsteil- 
märkten stehen damit eine Instrumentenvielfalt und ein Instru- 
mentenmix gegenüber, die den effizienten Einsatz der Fördermittel 
erhöhen und die soziale Treffsicherheit der Wohnungsbauförde- 
rung verbessern. 

Bei einzelnen Formen der Bestandsförderung {Modernisierungs- 
förderung, Wohnumfeldverbesserungen) ist dafür Sorge zu tragen, 
daß diese Förderung nicht einhergeht mit dem Verlust preiswer- 
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ten Wohnraums. Dies ist beispielsweise durch Kappungsgrenzen 
bei den Fördertatbeständen zu erreichen. 


4. Dezentrale Entscheidungsmöglichkeiten 

Die Entscheidungsmöglichkeit über den Einsatz der Instrumente 
soll dezentralisiert werden, beispielsweise durch kommunale Woh- 
nungsbaukonzepte, die im Einklang mit den Förderschwerpunk- 
ten der Länder innerhalb eines bundesgesetzlichen Rahmens ab- 
gestimmt werden. Mit individuellen Wohnungsbaukonzepten 
könnten die Kommunen wesentlich besser und flexibler auf ihre 
spezifischen Probleme reagieren. Den Kommunen sollte insbe- 
sondere die Möglichkeit gegeben werden, vor dem Hintergrund 
ihres regionalen Wohnungsmarktes über die Art und Weise der 
Förderung, das Verhältnis von Miet- zu Eigentumswohnungen und 
die Dauer und Höhe der Belegungs- und Mietpreisbindungen zu 
entscheiden. 


5. Erhaltung und Schaffung sozial gemischter Wohnstrukturen 

Durch eine integrierte Förderpolitik sollen auch zukünftig sozial 
gemischte Wohnstrukturen geschaffen werden. Angestrebt wer- 
den sollte beispielsweise eine Kombination der Mittel für den 
sozialen Wohnungsbau mit Mitteln der Stadtentwicklung/Städte- 
bauförderung. Öffentliche Mittel sollten vorrangig in Wohnpro- 
jekte fließen, in denen eine gemischte Belegung, d. h. eine öffent- 
lich-rechtliche Förderung in Verbindung mit Wohneigentum und 
freifinanziertem Mietwohnungsbau, erfolgt. Dies gilt auch für 
Wohnprojekte, die so im Wohnquartier plaziert werden, daß sich 
diese Mischung im Quartier ergibt. 

Ähnliche Maßnahmen sind auch im Bestand notwendig, um hier 
die weitere soziale Mischung zu gewährleisten. 

Beim Überschreiten der Einkommensgrenze soll eine der Lei- 
stungsfähigkeit angepaßte höhere Miete gezahlt werden. Die 
höhere Miete setzt sich zusammen aus der Sozialmiete und einem 
zusätzlichen Mietenausgleich. Aus dringenden wohnungspoliti- 
schen Gründen (Gefahr der sozialen Entmischung) kann auf den 
Mietenausgleich ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn dies 
Bestandteil einer Gesamtkonzeption zur Stabilisierung des Wohn- 
viertels ist. 

Unabhängig davon darf die insgesamt zu zahlende Miete den Mit- 
telwert der Mietspiegelmiete nicht überschreiten. 

Der Mietenausgleich kann erhoben werden bei einer Überschrei- 
tung der Einkommensgrenzen, er wird verpflichtend erhoben ab 
einer Überschreitung der Einkommensgrenzen um 25 % und ori- 
entiert sich prozentual am Differenzbetrag zwischen Sozialmiete 
und ortsüblicher Vergleichsmiete. Eine entsprechende Verein- 
heitlichung ist notwendig, um die nicht zu vermittelnden Unter- 
schiede zwischen einzelnen Bundesländern aufzuheben. Den Län- 
dern verbleibt aber weiterhin die differenzierte Ausgestaltung. Das 
Aufkommen aus dem Mietenausgleich müssen die Länder weiter- 
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hin dem sozialen Wohnungsbau zukommen lassen. Die aus den 
Baujahrgängen resultierenden zufälligen Unterschiede bei der Ko- 
stenmiete und die daraus resultierenden, vielfach als ungerecht 
angesehenen Belastungen für Mieterhaushalte mit gleichem Ein- 
kommen werden durch die genannte Ausgestaltung des Mieten- 
ausgleichs beseitigt. 

Das Problem minderbelegter Wohnungen soll im Rahmen der Be- 
standsförderung über Wohnungstauschprogramme und Um- 
zugsmanagement gelöst werden. 


6. Förderung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus 

Die Stärkung des Selbsthilfegedankens, die Mobilisierung zusätz- 
lichen privaten Kapitals, die Senkung der Baukosten durch die Ei- 
genleistung der Genossenschaftsmitglieder sind wesentliche 
Gründe für eine stärkere Berücksichtigung des genossenschaftli- 
chen Wohnungsbaus und eine Weiterentwicklung dieser Eigen- 
tumsform zugunsten von Haushalten mit geringerem Einkommen. 

Deshalb soll auch der Erwerb von Geschäftsanteilen von beste- 
henden Genossenschaften steuerlich gefördert werden, und zwar 
für den Neubau genossenschaftlicher Wohnungen wie für die Er- 
neuerung genossenschaftlicher Wohnungsbestände. 

Eine Eigentumsorientierung der Förderung in Anlehnung an das 
Eigenheimzulagengesetz bleibt ausgeschlossen, weil dies den 
Ausverkauf der von Zustand und Lage her interessantesten Ge- 
nossenschaftswohnungen nach sich ziehen würde. 

Die Abgeltung des finanziellen Engagements der Genossenschafts- 
mitglieder seitens der Genossenschaften erfolgt statt dessen über 
andere Regelungen, beispielsweise durch eine differenzierte Ver- 
zinsung der Einlage und die Sicherung preiswerten Wohnraums. 

Ein langfristiger Verbleib der Geschäftsanteile in den Wohnungs- 
genossenschaften ist notwendig, um diesen eine verläßliche Pla- 
nung zu ermöglichen. 


7. Stärkere ökologische Steuerungswirkungen 

Die Förderinstrumente des sozialen Wohnungsbaus müssen 
zukünftig stärker mit ökologischen Zielen verknüpft werden. Dazu 
zählt insbesondere die Präferenz der Förderung des kosten- und 
flächensparenden Wohnungsbaus im Eigentum und im Mietwoh- 
nungsbau vor selbstgenutzten alleinstehenden Ein- und Zwei-Fa- 
milienhäusern. Die Förderung kosten- und flächensparender Pro- 
jekte (variable Mehrfamilienhäuser, Stadthäuser, Modelle zum 
urbanen, verdichteten und dennoch individuellen Wohnen) müs- 
sen gegenüber der Förderung alleinstehender Ein- und Zwei- 
familienhäuser günstiger gestaltet werden. Auf diese Weise wer- 
den stärkere Anreize für ökologisch ausgerichtete Bauvorhaben 
geschaffen. 

Entsprechende Vorrangregelungen sollten auch in das Eigen- 
heimzulagengesetz und in die Förderung des freifinanzierten 
Mietwohnungsbaus Eingang finden. Auf diese Weise kann der 
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Versiegelung weiterer Flächen und der fortschreitenden Subur- 
banisierung entgegengewirkt werden. Zusätzlich muß die Förder- 
politik städtebauliche und verkehrliche Belange berücksichtigen. 
Allen Fördermaßnahmen soll der Standard des Niedrigenergie- 
hauses zugrunde gelegt werden. Unter Einbeziehung der konse- 
quenten Verwendung umweltverträglicher Baumaterialien kann 
damit mittelfristig eine ökologische Wende im Wohnungsbau voll- 
zogen werden. 


8. Mieterbeteiligung 

Die Beteiligung von Mietern an der Planung von Neubauvorha- 
ben kann ebenso wie die nachträgliche Berücksichtigung von Mie- 
terwünschen im Wohnungsbestand und die Einbeziehung des 
Mieters bei Modernisierungen in finanzieller und handwerklicher 
Form zu einer größeren Akzeptanz der Wohnanlage, zu einer Er- 
höhung des Verantwortungsbewußtseins auf Mieterseite, zu einer 
größeren Zufriedenheit und einem besseren sozialen Klima in den 
Wohnanlagen führen. Dies trägt zu einer Einsparung von Wohn- 
kosten bei und senkt die Kosten der Wohnungsbewirtschaftung. 

Um diese Potentiale zu nutzen, sollten über eine gezielte Förde- 
rung entsprechende Formen der Mieterbeteiligung ermöglicht und 
unterstützt werden. 


9. Mietspiegel 

Nicht nur für den freifinanzierten Wohnungsbau, sondern auch für 
die einer Belegungs- und Preisbindung unterworfenen Wohnun- 
gen sind funktionsfähige Mietspiegel unverzichtbar. Die ortsübli- 
chen Vergleichsmieten stellen beispielsweise immer Höchstgren- 
zen für die Erhebung des Mietenausgleichs oder für die vereinbarte 
oder einkommens orientierte Miete dar. Sie sind auch die Grund- 
lage für Mieterhöhungen nach dem Auslaufen der Bindung. Aus- 
sagefähige und aussagekräftige Mietspiegel müssen deshalb 
flächendeckend in Deutschland erstellt werden. Sie sollen nicht 
nur als Orientierungshilfe für die am Wohnungsmarkt Beteiligten 
dienen, sondern auch im Prozeßfall als Beweismittel herangezo- 
gen werden. Auf diese Weise können Mietspiegel auf breiter Ebe- 
ne zur Befriedung und Streitvermeidung beitragen. Dazu ist es ins- 
besondere auch erforderlich, daß im Verfahren zur Aufstellung von 
Mietspiegeln ein Konsens zwischen Kommunen, Haus- und 
Grundbesitzervereinen, Mieterbund und Wohnungswirtschaft 
herbeigeführt wird. 

Im Einzelfall können an die Stelle von Mietspiegeln qualitativ 
gleichwertige Mietdatenbanken treten, wenn die Errichtung von 
Mietspiegeln aus Kosten- oder anderen Gründen unvertretbar ist. 


10. Steuerliche Förderung des Mietwohnungsbaus 

Der Mietwohnungsbau hat in der Vergangenheit in großem Um- 
fang von den steuerlichen Regelungen profitiert. Die Langlebig- 
keit des Wirtschaftsgutes „Wohnen" erfordert eine besondere Ste- 
tigkeit der steuerpolitischen Strukturen in diesem Sektor: 
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Investoren, die kurzfristige Veränderungen befürchten müssen, 
werden sich auf Dauer zum Nachteil der Wohnungssuchenden aus 
dem Wohnungsbau zurückziehen. 

Die steuerliche Förderung ist damit ein unverzichtbarer Bestand- 
teil der Wohnungspolitik und trägt zu einer Mietkostenentlastung 
im Mietwohnungsbau bei. 

Die steuerliche Förderung muß dauerhaft so gestaltet werden, daß 
sie zu keinen negativen Folgen für die Wohnungswirtschaft und 
die Mieter führt. 

Sie sollte allerdings so ausgerichtet werden, daß sie in erster Linie 
kostensenkende und kostenbegrenzende Wirkung erzielt und da- 
mit verstärkt dem preisgünstigen Mietwohnungsneubau und dem 
Erhalt preiswerter Bestandswohnungen zugutekommt. Deutlich 
bessere ökologische Standards oder städtebaulich besonders wich- 
tige Faktoren (Denkmalschutz, Sanierungsgebiete) könnten über 
Zulagen einkommensunabhängig gefördert werden. 

Eine Überarbeitung der Wohnungsbauförderung sollte zudem den 
erkennbaren unterschiedlichen Bedingungen verschiedener Inve- 
storengruppen Rechnung tragen. Aus diesem Grunde ist die ma- 
terielle Verzahnung der direkten und indirekten Förderung im 
Rahmen eines „Gesetzbuchs des sozialen Wohnens" erforderlich. 


11. Städtebauförderung 

Angesichts der ökologischen und ökonomischen Problem in unse- 
ren Städten lehnt der Deutsche Bundestag eine isolierte Betrach- 
tung der Wohnungsbauförderung ab. Die ökologische Wende beim 
Wohnungsbau muß statt dessen durch die Umsetzung des Prinzips 
der Nachhaltigkeit bei der Stadtentwicklung begleitet werden. 

Dazu ist eine weiterentwickelte Städtebauförderung unerläßlich. 
Sie muß finanziell angemessen ausgestattet und stetig sein. Ver- 
schiedene Politikfelder müssen in der neuen Städtebauförderung 
vernetzt werden, um finanzielle und funktionale Synergieeffekte 
erzielen zu können. Stadtökologie, Arbeitsplatz-ZWirtschaftsför- 
derungsaspekte, Mobilitäts-ZVerkehrsplanung, Bodenmanage- 
ment und soziales Wohnen müssen in der Städtebauförderung ver- 
zahnt werden. 


12. Bodenpolitische Instrumente 

Die außerordentlich hohen Baukosten in Deutschland im Vergleich 
zum europäischen Ausland beruhen insbesondere auf dem der- 
zeitigen Bodenrecht. Preiswertes Bauland innerhalb der Verdich- 
tungsgebiete steht aufgrund fehlender gesetzlicher Regelungen, 
die das spekulative Horten von baureifem Land unterbinden, kaum 
mehr zur Verfügung. 

Folge dieser Verteuerung von innerstädtischem Bauland ist eine 
zunehmende Zersiedelung, die mit einer erheblichen Steigerung 
der Verkehrsströme und zusätzlichen Infrastrukturkosten verbun- 
den ist. Bodenpolitische Alternativen müssen im Rahmen eines 
„Gesetzbuch des Sozialen Wohnens" benannt werden. 
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Den Gemeinden muß die Möglichkeit eröffnet werden, der Ver- 
teuerung von Bauland wirksam entgegenzutreten. Ein zonierba- 
res Satzungsrecht und die (Wieder-)Einführung der Grundsteuer C 
sind hierfür geeignete Mittel. Damit könnten die Kommunen bau- 
reife Grundstücke mit einer deutlich erhöhten Grundsteuer bele- 
gen und die Hortung von Grundstücken zum Zwecke der Speku- 
lation unterbinden. 

Auch eine Bodenwertsteuer könnte die weithin bestehenden Ver- 
zerrungen aufheben, zu mehr Steuergerechtigkeit führen und auch 
ökologische Wirkungen erzielen. Europäische Beispiele (Dänemark) 
zeigen, daß eine derartige Steuer insgesamt nicht zu einer höheren 
Belastung führt, aber die oben beschriebenen Vorteile bringt. 

Zusätzlich zu den vorgenannten Instrumenten ist die Einführung 
eines ausgewogenen Planungswertausgleiches geeignet, die Ge- 
meinden bei der Erschließung neuer Baugebiete finanziell zu ent- 
lasten: Während den Grundeigentümern eine Entschädigung zu- 
steht, soweit ihr Grund und Boden durch gemeindliche oder 
staatliche Planung entwertet wird, existiert nach wie vor keine ent- 
sprechende Regelung, die den Wertzuwachs von Grund und Bo- 
den zugunsten der öffentlichen Kassen abschöpft. Die Einführung 
eines Planungswertausgleichs, mit dem die Gemeinde einen Teil 
des Wertzuwachses eines Grundstückes, der aus der gemeindli- 
chen Planung resultiert, abschöpfen kann, soll dieses Ungleichge- 
wicht beseitigen. Die Gemeinden werden verpflichtet, den abge- 
schöpften Betrag für die Entwicklung der Infrastruktur der 
jeweiligen Baugebiete zu verwenden. 


Bonn, den 4, Juni 1997 

Achim Großmann 
Angelika Mertens 
Norbert Formanski 
Iris Gleicke 
Gabriele Iwersen 
Jann-Peter Janssen 
Helga Kühn-Mengel 
Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 

Günter Oesinghaus 

Albrecht Papenroth 

Otto Reschke 

Siegfried Scheffler 

Walter Schöler 

Volkmar Schultz (Köln) 

Wieland Sorge 

Wolfgang Spanier 

Dr. Peter Struck 

Wolfgang Thierse 

Wolfgang Weiermann 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Verena Wohlleben 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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